
Die Arbeitgeber tragen eine beson-
dere Verantwortung, wenn sie mit 
ihren Unternehmen der Frankenstärke 
Paroli bieten wollen. Zurzeit ist dies die 
wichtigste Herausforderung, zuerst für 
die Schweizer Exportwirtschaft – aber 
auch für die Wirtschaft insgesamt, ver-
dient doch die Schweiz mehr als jeden 
zweiten Franken im Ausland. Diese He-
rausforderung ist mit der Fixierung einer 
Untergrenze für den Euro-Franken-Kurs 
durch die Schweizerische Nationalbank 
noch lange nicht gemeistert.

Auch bei den aktuellen Wechselkur-
sen ist die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Export- und Tourismusleis-
tungen stark beeinträchtigt. Das zeigt 
sich deutlich bei einem Blick auf die Ar-
beitskosten und die Lohnstückkosten, 
die in der Schweiz seit 2000 in Euro ge-
rechnet um fast 45 Prozent gestiegen 
sind. Und die negativen Folgen der ge-
sunkenen internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit schlagen sich immer mehr in 
der Entwicklung der Exporte und der 
Logiernächte nieder. Diese Entwicklun-
gen würden bei einem Rückgang der 
Weltkonjunktur noch stärker ins Nega-
tive gedrückt und bald auf die Binnen-
konjunktur durchschlagen – ein Rezes-
sionsszenario, das leider nicht ausge- 
schlossen werden kann.

Drohende Strukturschäden

Wenn der Franken längerfristig bei den 
aktuellen Wechselkursen zum Euro re-
spektive Dollar verharrt, drohen erheb-
liche Strukturschäden für die Schwei-
zer Wirtschaft. Das ist ein schleichender 
Prozess. In der ersten Phase reagieren 
die Unternehmen mit der Verlagerung 
ihrer Einkäufe ins Ausland, was ihre in-

ländischen Zulieferer trifft. Dann neh-
men sie Margeneinbussen in Kauf, was 
ihre künftige Investitions- und Innova-
tionskraft schmälert oder sie gar in die 
Verlustzone bringt. Und weil sie auf die-
sem Weg ihre Zukunft gefährden, be-
ginnen sie Arbeitsplätze ins Ausland zu 
verlagern oder abzubauen. Diese Ar-
beitsplätze kommen in der Regel nicht 
zurück. Das heisst, die Überbewertung 
des Frankens gefährdet die langfristige 
Entwicklung einer starken, diversifizier-
ten Wirtschaft und Beschäftigung in der 
Schweiz.

Mögliche Massnahmen 

im Personalbereich

Grosse Teile der Exportindustrie und des 
Tourismus sind auch mit umfangreichen 
«Fitnessprogrammen» erst bei Franken-

kursen zwischen 1.30 und 1.40 pro Euro 
wieder einigermassen wettbewerbsfä-
hig. Der faire, kaufkraftbereinigte Fran-
kenkurs dürfte sogar über 1.40 liegen. 
Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
(SAV) ist sich deshalb mit den Gewerk-
schaften einig, dass nur eine weitere 
deutliche Schwächung des Frankens die 
Wirtschaft aus dem drohenden Krisen-
modus herausführt.

Aber es genügt nicht, diese Abschwä-
chung einfach ultimativ von der Na tio-

nalbank zu fordern, denn diese kann 
nicht beliebig gegen die Märkte ope- 
rieren. Und es ist falsch, wenn gewerk-
schaftliche Kreise unter Verweis auf 
das grundlegende Wechselkursproblem 
Massnahmen im Personalbereich – wie 
Arbeitszeitverlängerungen, Lohnzahlun-
gen in Euro oder Lohnsenkungen – rund- 
weg ablehnen. Der SAV ist vielmehr der 
Auffassung, dass solche Massnahmen 
den Unternehmen in gewissen Fällen 
ermöglichen, den Beschäftigungsabbau 
am Standort Schweiz zu vermindern 
respektive hinauszuzögern, bis der Fran- 
kenkurs wieder auf einem vernünftigen 
Niveau ist.

Nötige Voraussetzungen

Allerdings müssen die Massnahmen ge-
wisse Voraussetzungen erfüllen, damit 
sie arbeitgeberpolitisch vertretbar sind:

��  Erstens gilt der Grundsatz: Keine Per-
sonalmassnahmen ohne Not. Die Mass-
nahmen sollen einen notwendigen 
und sinnvollen Beitrag zur Verbesse-
rung einer existenziell bedrohten Kon-
kurrenzfähigkeit leisten. Es geht um 
die Vermeidung und Verminderung 
von Stellenabbau und Stellenverlage-
rungen. Das heisst: Die Massnahmen 
sollen nicht opportunistisch zur Opti-
mierung der Ertragslage dienen.
��  Zweitens müssen die Massnahmen 
Teil eines kohärenten und zielführen-
den Massnahmenpakets sein. Sie sol-
len die Grundsätze der Opfersymme-
trie und Solidarität im Unternehmen 
beachten und beispielsweise auch die 
Kader in die Pflicht nehmen.
��  Drittens sollen die Massnahmen nicht 
nur rechtlich korrekt (unter Beachtung 
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« Längere Arbeits-
zeiten treffen die 
Arbeitnehmenden 
weniger hart als 
Lohnsenkungen. »
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der gesetzlichen und eventueller Ge-
samtarbeitsvertrags-Bestimmungen), 
sondern im transparenten Dialog mit 
den Arbeitnehmenden eingeführt wer-
den. «Überzeugen, nicht diktieren» lau-
tet die Maxime, damit die Massnah-
men zielführend sind und rechtliche 
Schwierigkeiten vermieden werden 
können.
��  Viertens ist eine periodische Überprü-
fung der Massnahmen mit der Mög-
lichkeit revolvierender Erneuerungen 
vorzusehen. Fallbezogene Korrektur-, 
Ausstiegs- und Entschädigungsklau-
seln (etwa mit Bezahlung der Mehr-
stunden oder Kompensation der Lohn- 
kürzung bei unerwartet positivem 
Verlauf ) erlauben eine faire Adressie-
rung der Risiken und Chancen. Dage-
gen dürfen Stellengarantien nur bei 
sehr hoher Einlöse-Wahrscheinlichkeit 
abgegeben werden.

Arbeitszeitverlängerungen  

besser als Lohnsenkungen

Unter den verschiedenen personalsei-
tigen Massnahmen trifft die Verlänge-

rung der Arbeitszeit bei gleichbleiben-
dem Lohn die Mitarbeitenden am we- 
nigsten hart. Sie setzt aber eine ent- 
sprechend grössere Nachfrage auf den 
internationalen Märkten voraus. Mehr-
arbeit ohne Lohnanpassung erlaubt 
einerseits den Unternehmungen eine 
Senkung ihrer Lohnstückkosten, lässt 
aber die Einkommen der Arbeitnehmen-
den unangetastet. Dabei ist die Reduk-
tion der Lohnstückkosten grösser als 
die Reduktion des Lohnansatzes pro 
Stunde, das heisst beim Übergang von 
40 zu 42 Wochenstunden sicher etwa
5 Prozent.

Lohnsenkungen kommen aus der 
Sicht des SAV nur in existenziellen Not-
lagen in Frage, wenn längere Arbeits-
zeit nicht möglich und die Kostenent-
lastung wirklich zielführend ist. Ein 
Ein kommensrückgang ist allerdings für 
die Arbeitnehmenden härter als Mehr-
arbeit ohne Zusatzeinkommen. Deshalb 
muss auf Härtefälle bei kleinen Einkom-
men Rücksicht genommen werden.

Die Lohnzahlung in Euro respektive 
gemäss Euro-Kurs ist für in der Schweiz 

lebende Arbeitnehmer rechtlich zuläs-
sig, sofern sie nicht mit besonderen Be- 
stimmungen (zum Beispiel in Gesamt-
arbeitsverträgen) kollidiert. Der SAV rät 
aber von dieser Massnahme ab, weil in 
der Schweiz die Löhne grundsätzlich in 
Franken bezahlt werden sollten, wie ja 
auch die Lebenshaltungskosten in Fran- 
ken anfallen. Soll die Entlöhnung in 
Euro nur für Grenzgänger gelten, stel- 
len sich zusätzliche personalpolitische 
und rechtliche Diskriminierungspro-
bleme.

Gegen Lohndumping 

mittels Löhnen in Euro

Umstritten und in Gerichtsverfahren 
zu entscheiden ist vor allem die Frage, 
ob eine solche Massnahme mit dem 
Freizügigkeitsabkommen zwischen der 
Schweiz und der EU vereinbar ist. Nach 
der Auffassung des SAV ist das bei einer 
entsprechenden Ausgestaltung mög- 
lich. In jedem Fall braucht es eine faire 
Festlegung des Referenzkurses – und 
bei einer Abschwächung des Frankens 
müssen die Arbeitnehmenden profitie-
ren können. Sicher darf die Entlöhnung 
von Grenzgängern in Euro nicht zum 
indirekten Lohndumping führen. Tritt 
dieser Effekt ein, droht die Festsetzung 
gesetzlicher Mindestlöhne in Normal-
arbeitsverträgen.

Verantwortungsvoll handeln

Ich möchte betonen: Der SAV führt kei ne 
allgemeine Kampagne für Arbeitszeit-
verlängerungen, Lohnkürzungen oder 
Euro-Löhne. Es handelt sich um Not-
massnahmen zur Vermeidung von Stel-
lenverlusten unter dem Druck der Fran-
kenstärke. Als solche dürfen sie aber 
nicht tabuisiert werden, sondern sie 
müssen verantwortungsvoll eingesetzt 
werden. Wirtschaft und Unternehmen 
gehen schwierigen Zeiten entgegen. 
Um sie erfolgreich bestehen zu können, 
braucht es gute politische Rahmenbe-
dingungen, intakte Sozialpartnerbezie-
hungen und verantwortungsvoll han-
delnde Arbeitgeber. �

Valentin Vogt ist Präsident des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands. Das Referat an der Medien-
konferenz des SAV erscheint leicht gekürzt.
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Für Fairness und Verantwortung: Valentin Vogt, Präsident des Schweizerischen Arbeitgeberverbands.


